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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1961 Ausgegeben am 15. Dezember 1961 84. Stück

290. Bundesgesetz: Auslandsrenten-Übernahmegesetz — ARÜG.
2 9 1 . Verordnung: Wahrung der Gegenseitigkeit für die Gewährung von Leistungen aus der Gewerblichen

Selbständigen-Pensionsversicherung gegenüber dem Vereinigten Königreich von Großbritannien
und Nordirland.

2 9 2 . Verordnung: Wahrung der Gegenseitigkeit für die Gewährung von Leistungen aus der landwirtschaftlichen
Zuschußrentenversicherung gegenüber dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und
Nordirland.

2 9 0 . Bundesgesetz vom 22. November 1961
über Leistungsansprüche und Anwartschaften
in der Pensions(Renten)versicherung und
Unfallversicherung auf Grund von Beschäfti-
gungen im Ausland (Auslandsrenten-Über-

nahmegesetz — ARÜG.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I.
Gemeinsame Bestimmungen.

Sachlicher Geltungsbereich.
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt unbeschadet

zwischenstaatlicher Vereinbarungen, ob und in-
wieweit zu berücksichtigen sind

1. in der österreichischen Pensions (Renten)ver-
sicherung

a) Rentenansprüche und Versicherungszeiten,
die vor dem 1. Jänner 1961 in Renten-
versicherungen anderer Staaten (§ 1 Abs. 3)
nach dem Recht dieser Staaten erworben
worden sind,

b) nicht als Versicherungszeiten nach lit. a
geltende Zeiten einer Beschäftigung, die
vor dem 1. Jänner 1961 in Gebieten anderer
Staaten (§ 1 Abs. 3) zurückgelegt worden
sind, und vor diesem Zeitpunkt zurück-
gelegte sonstige Zeiten;

2. in der österreichischen Unfallversicherung
Leistungsansprüche aus Arbeitsunfällen (Berufs-
krankheiten), die vor dem 1. Jänner 1961 in
Gebieten anderer Staaten (§ 1 Abs. 3) eingetreten
sind.

(2) Rentenansprüche und Zeiten nach Abs. 1
Z. 1 sowie Leistungsansprüche aus Arbeits-
unfällen (Berufskrankheiten) nach Abs . 1 Z. 2
sind in der österreichischen Pensions (Renten)ver-
sicherung beziehungsweise in der österreichischen
Unfallversicherung nur insoweit zu berücksichti-
gen, als sie nicht von Versicherungsträgern in
der Bundesrepublik Deutschland zu übernehmen
sind.

(3) Als Gebiete anderer Staaten nach Abs. 1
gelten Gebiete, die am 31. Dezember 1937 zum

Terri torium der nachstehenden Staaten gehört
haben: Albanien, Bulgarien, Freie Stadt Danzig,
Deutsches Reich, Estland, Jugoslawien, Lettland,
Litauen, Polen, Rumänien, Tschechoslowakei,
Ungarn, Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken.

(4) Als Zeiten nach Abs. 1 Z. 1 lit. a gelten auch
Zeiten, die im Zusammenhang mit einer Be-
schäftigung in einem Gebiet im Sinne des Abs. 3,
aber außerhalb dieses Gebietes zurückgelegt
worden sind, wenn die Beschäftigung einer
Rentenversicherung unterlegen ist.

(5) Als Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten) nach
Abs. 1 Z. 2 gelten auch Arbeitsunfälle (Berufs-
krankheiten), die im Zusammenhang mit einer
Beschäftigung in einem Gebiet im Sinne des
Abs. 3 außerhalb dieses Gebietes eingetreten sind,
wenn die Beschäftigung einer Unfallversicherung
unterlegen ist.

Persönlicher Geltungsbereich.

§ 2. (1) Die Regelung nach § 1 gilt, soweit
nichts anderes bestimmt ist, für Personen,

a) die sich am 11. Juli 1953 oder am 1. Jänner
1961 im Gebiete der Republik Österreich
nicht nur vorübergehend aufgehalten haben
und an diesen Tagen entweder österreichi-
sche oder deutsche Staatsangehörige waren
öder als Volksdeutsche (Personen deutscher
Sprachzugehörigkeit, die staatenlos sind
oder deren Staatsangehörigkeit ungeklärt
ist) anzusehen sind,

b) die als deutsche Staatsangehörige oder
Volksdeutsche im Sinne der lit. a anzusehen
sind, wenn ihnen die Einreise nach Öster-
reich bis zum 1. Jänner 1961 bewilligt wurde
und die nachweislich ohne ihr Verschulden
erst später in das Gebiet der Republik
Österreich einreisen konnten,

c) die als österreichische Staatsangehörige nach-
weislich ohne ihr Verschulden ihren Wohn-
sitz erst nach dem 1. Jänner 1961 in das
Gebiet der Republik Österreich verlegen
konnten,
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d) die als österreichische oder deutsche Staats-
angehörige oder als Volksdeutsche im Sinne
der lit. a nach dem 1. Jänner 1961 aus der
Kriegsgefangenschaft oder Zivilinternierung
in die Republik Österreich entlassen wur-
den.

Eine nur vorübergehende Unterbrechung des
Inlandsaufenthaltes bis zur Dauer von neun
Monaten hat außer Betracht zu bleiben.

(2) Bei der Anwendung der Bestimmungen des
Abs. 1 sind Bestimmungen in zwischenstaat-
lichen Vereinbarungen der Republik Österreich
über die Behandlung als österreichischer Staats-
bürger nicht zu berücksichtigen.

Sonderbes t immungen für Umsiedler und
gleichgestel l te Personen aus Italien.

§ 3. Die Bestimmungen der §§ 1 und 2 gelten
auch für Personen, die

a) unter das Abkommen vom 21. Oktober
1939 zwischen dem Deutschen Reich und
Italien über die wirtschaftliche Durch-
führung der Umsiedlung von Volks-
deutschen und deutschen Reichsangehöri-
gen aus Italien in das Deutsche Reich
gefallen sind, oder

b) aus Gründen, die sich aus ihrer nicht-
italienischen Sprachzugehörigkeit ergeben
haben, aus Italien abgewandert sind,

soweit „es sich um Versicherungszeiten, Be-
schäftigungszeiten oder sonstige Zeiten handelt,
die in einem Gebiet zurückgelegt worden sind,
das am 31. Dezember 1937 zum Territorium von
Italien gehört hat.

Versicherungs(Leistungs)zugehörigkei t ,
Versicherungs(Leistungs)zuständigkei t .

§ 4. (1) Es entspricht
a) der österreichischen Pensions (Renten)ver-

sicherung der Angestellten die Renten-
versicherung des anderen Staates (§ 1
Abs. 3, § 3), für die Fälle der Berufsunfähig-
keit (Invalidität), des Alters oder des Todes,
die im wesentlichen nur Angestellte erfaßte,

b) der österreichischen knappschaftlichen Pen-
sions (Renten)versicherung die Rentenver-
sicherung des anderen Staates (§ 1 Abs. 3,
§ 3) für die Fälle der Invalidität (Berufs-
unfähigkeit, Dienstunfähigkeit), des Alters
oder des Todes, die im wesentlichen nur
Beschäftigte im Bergbau erfaßte,

c) der österreichischen Pensions (Renten)ver-
sicherung der Arbeiter die Rentenversiche-
rung des anderen Staates (§ 1 Abs. 3, § 3)
für die Fälle der Invalidität, des Alters
oder des Todes, die nicht unter lit. a und b
fällt,

d) der österreichischen Unfallversicherung die
Versicherung des anderen Staates (§ 1
Abs. 3, § 3) gegen Arbeitsunfälle (Berufs-
krankheiten).

(2) Erfaßt eine Rentenversicherung des anderen
Staates (§ 1 Abs. 3, § 3) für die Fälle der Invalidi-
tät (Berufsunfähigkeit), des Alters oder des
Todes gemeinsam Arbeiter und Angestellte,
sieht sie jedoch für die Angestellten eine beson-
dere Versicherungsgruppe vor, so entspricht die
Versicherung in dieser Gruppe der österreichi-
schen Pensions (Renten)versicherung der Ange-
stellten.

(3) Für die Feststellung der Versicherungs(Lei-
stungs)zuständigkeit ist, wenn dies nicht schon
aus der Art der Versicherung (Abs. 1) hervor-
geht, die Beschäftigung so zu berücksichtigen,
als ob sie im Gebiet der Republik Österreich
ausgeübt worden wäre. Dies gilt entsprechend
auch für Zeiten eines Rentenbezuges aus dem
Versicherungsfall des Alters oder einem Ver-
sicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit
aus der Rentenversicherung anderer Staaten
(§ 1 Abs. 3, § 3).

(4) Läßt sich die Versicherungs(Leistungs)zu-
ständigkeit nach Abs. 3 hinsichtlich der Art der
maßgebenden Beschäftigung für einen bestimm-
ten Zeitraum nicht mehr feststellen, so werden
die auf dieser Beschäftigung beruhenden Zeiten
so berücksichtigt, als ob sie auf einem Ver-
sicherungsverhältnis beruht hätten, für das die
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter zu-
ständig gewesen wäre.

ABSCHNITT II.

Pensionsversicherung.

Berücks icht igung von Rentenansprüchen.

§ 5. (1) Ein Rentenanspruch im Sinne des
Abschnittes I ist in der österreichischen Pen-
sions (Renten)versicherung zu berücksichtigen,
wenn vor dem 1. Jänner 1961 die Rente aus der
Versicherung in dem anderen Staate (§ 1 Abs. 3,
§ 3) zuerkannt war

a) auf Grund des Versicherungsfalles des
Alters, jedoch erst von dem Tage an, an
dem das Anfallsalter für eine Altersrente
aus der österreichischen Pensions (Renten-
versicherung vollendet ist,

b) auf Grund eines Versicherungsfalles der .
geminderten Arbeitsfähigkeit, wenn . diese
geminderte Arbeitsfähigkeit bis zur Ein-
bringung des Antrages auf Feststellung der
auf Grund dieses Leistungsanspruches aus
der österreichischen Versicherung zu ge-
währenden Rente oder bis zu dem vor der
Antragstellung eingetretenen Tod des Ver-
sicherten gedauert hat,
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c) auf Grund des Versicherungsfalles des
Todes, wenn anspruchsberechtigte Hinter-
bliebene nach den Bestimmungen der öster-
reichischen Pensionsversicherung vorhanden
sind.

Für die Feststellung der Rente gelten die all-
gemeinen Voraussetzungen für die entsprechen-
den Renten der österreichischen Pensionsver-
sicherung als erfüllt.

(2) Für die Bemessung der Rente sind die Zeiten
nach § 6 zu berücksichtigen. Erreichen diese
Zeiten nicht das Ausmaß der für die Rente in
der österreichischen Pensions (Renten)versiche-
rung erforderlichen Wartezeit, so sind der Renten-
bemessung Zeiten in diesem Ausmaß zugrunde
zu legen.

Berücks icht igung von Zeiten als Ver-
sicherungszei ten.

§ 6. (1) Versicherungszeiten im Sinne des § 1
Abs. 1 Z. 1 lit. a und Abs. 4 sind bei der Fest-
stellung der Rente in der österreichischen Pen-
sions (Renten)versicherung als Beitragszeiten im
Sinne der jeweiligen österreichischen Vorschriften
zu übernehmen. In der Pensionsversicherung
der Arbeiter gelten jedoch solche Versicherungs-
zeiten, wenn sie vor dem 1. Jänner 1939 erworben
worden sind, als Ersatzzeiten (Vordienstzeiten)
nach Maßgabe der österreichischen Vorschriften.

(2) Zeiten im Sinne des.§ 1 Abs. 1 Z. 1 lit. b
sind, soweit im Abs. 3 nichts anderes bestimmt
wird, bei der Feststellung der Rente in der
österreichischen Pensions (Renten)versicherung
nach den jeweiligen österreichischen Vorschriften
in der gleichen Weise zu berücksichtigen wie auf
österreichischem Gebiet zurückgelegte Zeiten
im Sinne des § 1 Abs. 1 Z. 1 lit. b, für die nach den
jeweils in Geltung gestandenen österreichischen
Vorschriften keine Pensions (Renten)versicherung
bestanden hat.

(3) Zeiten nach Abs. 2, für welche die Ver-
sicherungspflicht in der Rentenversicherung des
anderen Staates (§ 1 Abs . 3 , § 3) nur aus dem
G r u n d e nicht bestanden hat, weil durch eine
dienstrechtliche Versorgungseinr ichtung für die
Versicherungsfälle der Invalidität (Berufsunfähig-
keit), des Alters und des Todes bereits vorgesorgt
war, gelten bei der Feststellung der Renten-
ansprüche in der österreichischen Pensions (Ren-
ten)versicherung als Zeiten im Sinne des Abs . 1.

(4) Zeiten nach Abs . 1 bis 3 sind in der öster-
reichischen Pensions (Renten)versicherung so weit
nicht zu berücksichtigen, als sie

a) von einer österreichischen Gebietskörper-
schaft, einem anderen österreichischen öf-
fentlich-rechtlichen Dienstgeber oder v o n
solchen verwalteten Anstalten, Betrieben,
Stiftungen oder Fonds beitragsfrei für die
Bemessung eines Ruhe(Versorgungs)genus-

ses angerechnet oder bei der Bemessung
eines Ruhe(Versorgungs)genusses berück-
sichtigt werden, oder

b) v o n einem Träger der Sozialversicherung
oder einer anderen Stelle eines Staates be-
rücksichtigt werden, mit dem die Republik
Österreich eine zwischenstaatliche Verein-
barung über Pensions (Renten)versicherung
abgeschlossen hat.

Berücksicht igung von Zeiten als neutra le
Zeiten.

§ 7. Bei der Feststellung der Anrechenbarkeit
von Versicherungszeiten in der österreichischen
Pensions (Rentenversicherung sind folgende
Zeiten als neutrale Zeiten anzusehen:

a) die nach anderen österreichischen Vor-
schriften als neutrale Zeiten geltenden
Zeiten, auch wenn sie im anderen Staat
(§ 1 Abs. 3, § 3) zurückgelegt wurden,

b) Zeiten, die nach dem vollendeten 65. Lebens-
jahr des Versicherten, bei Frauen nach
dem vollendeten 60. Lebensjahr, liegen,

c) Zeiten, während welcher eine Invalidität
(Berufsunfähigkeit) vorlag,

d) Zeiten des Aufenthaltes außerhalb des
Gebietes der Republik Österreich, während
welcher der Versicherte durch behördliche
Anordnung von der Aufnahme eines Be-
schäftigungsverhältnisses ausgeschlossen
war,

e) nach dem 31. Dezember 1938 zurückgelegte
Zeiten einer Beschäftigung als Dienst-
nehmer in einem im § 1 Abs. 3 und § 3
bezeichneten Gebiete, für die nach den
Vorschriften des in Betracht kommenden
Staates in der Rentenversicherung keine
Pflichtversicherung bestanden hat, aber bei
Zurücklegung im Gebiete der Republik
Österreich nach den jeweiligen österreichi- .
schen Vorschriften eine Pflichtversicherung
in der Pensions (Renten)versicherung be-
standen hätte.

Sonderregelung für die Bemessung der
Renten, auf welche die Best immungen des
Vier ten Teiles des Al lgemeinen Sozial-
vers icherungsgesetzes nicht anzuwenden

sind.

§ 8. Bei der Bemessung der Renten, auf welche
die Bestimmungen des Vierten Teiles des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes nicht anzu-
wenden sind, sind die jeweils in Geltung ge-
standenen oder in Geltung stehenden öster-
reichischen Vorschriften mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß als jährlicher Steigerungsbetrag
nach dem Stand der Rechtsvorschriften vom
31. Dezember 1946 gilt
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a) bei der Invalidenrente für jede anrechenbare
Woche bei Männern 40 g, bei Frauen 25 g,

b) für das Ruhegeld bei Männern 2 70 S,
bei Frauen 1 90 S für jeden anrechenbaren
Monat,

c) für die Knappschaftsvollrente bei Männern
4 60 S, bei Frauen 3 S für jeden anrechen-
baren Monat,

d) für die Knappschaftsrente bei Männern
2 90 S und bei Frauen 1 90 S für jeden
anrechenbaren Monat.

Die Sätze der Steigerungsbeträge erhöhen sich
für anrechenbare Wochen über 1560 Wochen
und für anrechenbare Monate über 360 Monate
um 50 v. H.

Sonderregelung für die Bemessung der
Renten, auf welche die Best immungen des
Vierten Teiles des Allgemeinen Sozial-
vers icherungsgesetzes anzuwenden sind.

§ 9. (1) Bei der Bemessung der Renten, auf
welche die Bestimmungen des Vierten Teiles
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes an-
zuwenden sind, gelten für Zeiten, die nach § 6
zu übernehmen oder zu berücksichtigen sind,
die nachstehenden Beitragsgrundlagen:

(2) Bei der Ermit t lung der gemäß § 238 Abs. 2
A S V G . für die Bemessungszeit in Betracht
kommenden Versicherungsmonate sind Monate
der freiwilligen Versicherung, die nach § 6 Abs. 1
als Beitragszeiten zu übernehmen sind, nicht zu
berücksichtigen.

(3) Bei der Anwendung der Aufwertungs-
faktoren gemäß § 242 Abs . 3 ASVG. (Anlage 5)
sind die Beitragsgrundlagen nach Abs. 1 unge-
achtet ihrer zeitlichen Lagerung mit dem für
das Jahr 1946 geltenden Faktor aufzuwerten.
Die aufgewertete Beitragsgrundlage darf jedoch
für die Zeit ab 1. Jänner 1939 nicht höher sein
als die jeweils in Geltung gestandene gemäß



84. Stück — Ausgegeben am 15. Dezember 1961 — Nr. 290 1419

§ 242 Abs. 3 ASVG. ihrer zeitlichen Lagerung
entsprechend aufgewertete Höchstbeitragsgrund-
lage.

(4) Sind nach § 6 Zeiten zu übernehmen oder
zu berücksichtigen, für welche im Abs. 1 ver-
schiedene Beitragsgrundlagen festgesetzt sind,
so ist für diese Zeiten bei der Ermittlung der
Bemessungsgrundlage die Beitragsgrundlage an-
zusetzen, welche für die innerhalb der Bemessungs-
zeit nach der angeführten Bestimmung über-
wiegende Zeit gilt.

Zusammentreffen von Zeiten.

§ 10. Fallen nach § 6 zu übernehmende be-
ziehungsweise zu berücksichtigende Zeiten mit
Versicherungszeiten der österreichischen Pen-
sions (Renten)versicherung zusammen, so sind
nur die Zeiten zu berücksichtigen, die in der
österreichischen Versicherung erworben worden
sind.

Besondere Leistungsansprüche.

§ 11. Für den Ausstattungsbeitrag, die Ab-
findung, den Leistungszuschlag, das Bergmanns-
treuegeld und den Überweisungsbetrag in der
österreichischen Pensions (Renten) Versicherung
sind Zeiten im Sinne des § 6 nicht zu berück-
sichtigen.

Zwischenstaatliche Vereinbarungen.

§ 12. Die in der österreichischen Pensions (Ren-
ten)versicherung nach diesem Abschnitt berück-
sichtigten Rentenansprüche und Zeiten in anderen
Staaten (§ 1 Abs. 3, § 3) gelten als solche der
österreichischen Pensions(Renten)versicherung
auch für zwischenstaatliche Vereinbarungen der
Republik Österreich, soweit solche Verein-
barungen sozialversicherungsrechtliche Bestim-
mungen enthalten und in den Vereinbarungen
nichts anderes bestimmt ist.

ABSCHNITT III.

Unfallversicherung.

Anwendung von österreichischen Rechts-
vorschriften.

§ 13. (1) Auf die Feststellung von Leistungs-
ansprüchen aus Arbeitsunfällen (Berufskrank-
heiten) im Sinne des § 1 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 5
finden, unbeschadet der Bestimmungen des § 14
über die Bemessungsgrundlagen, die jeweiligen
österreichischen Vorschriften Anwendung. Die
Vorschriften über die Gewährung von Zu-
schlägen zu Leistungen sowie die §§ 4 und 5
Abs. 2 der Verordnung vom 9. November 1944
(Deutsches Reichsgesetzblatt I S. 324) und die zu
deren Durchführung und Ergänzung erlassenen
Vorschriften sind nicht anzuwenden.

(2) Abs. 1 gilt auch für Arbeitsunfälle (Berufs-
krankheiten) im Sinne des § 1 Abs. 1 Z. 2 und

Abs. 5, die einen Entschädigungsanspruch nach
den jeweiligen Vorschriften der österreichischen
Unfallversicherung begründen würden, wenn sie
im Gebiete der Republik Österreich entstanden
wären.

Sonderregelung über die Bemessungs-
grundlagen.

§ 14. (1) Als Bemessungsgrundlagen gelten,
sofern nach der Art der Beschäftigung im Zeit-
punkt des Unfalles der Versicherte

a) zur Pensions (Renten)versicherung der Ar-
beiter zugehörig gewesen wäre, 19.080 S,
bei Frauen und bei Beschäftigung als
Arbeiter in der Landwirtschaft 12.402 S,

b) zur Pensions (Renten)versicherung der An-
gestellten zugehörig gewesen wäre, 28.620 S,
bei Frauen 19.080 S,

c) zur knappschaftlichen Pensions (Renten)ver-
sicherung zugehörig gewesen wäre, 23.850 S,
bei Frauen 16.218 S.

(2) Bei selbständiger Erwerbstätigkeit in der
Landwirtschaft oder in der Forstwirtschaft im
Zeitpunkt des Unfalles gelten als Bemessungs-
grundlage 7200 S, bei sonstiger selbständiger
Erwerbstätigkeit in diesem Zeitpunkt 9000 S.

Zwischenstaatliche Vereinbarungen.

§ 15. Die in der österreichischen Unfall-
versicherung nach diesem Abschnitt berück-
sichtigten Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten) in
anderen Staaten (§ 1 Abs. 3) sowie die Leistungs-
ansprüche aus solchen Unfällen gelten als solche
der österreichischen Unfallversicherung auch für
zwischenstaatliche Vereinbarungen der Republik
Österreich, soweit solche Vereinbarungen sozial-
versicherungsrechtliche Bestimmungen enthalten
und in den Vereinbarungen nichts anderes be-
stimmt ist.

ABSCHNITT IV.

Sonstige Bestimmungen.

Ruhen von Leistungen.

§ 16. (1) Leistungen der Pensionsversicherung,
die unter Berücksichtigung der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes gewährt werden, ruhen
mit dem Betrag, der von einem Träger der
Sozialversicherung oder einer anderen Stelle
außerhalb des Gebietes der Republik Österreich
an den Leistungsberechtigten gezahlt wird, vor-
ausgesetzt, daß es sich um denselben die Leistung
bewirkenden Grund handelt und daß die Leistung
nicht auf Grund einer mit der Republik Österreich
abgeschlossenen zwischenstaatlichen Verein-
barung über Pensions (Renten)versicherung er-
bracht wird; hiebei sind die Fälle der geminderten
Arbeitsfähigkeit den Fällen des Alters gleich-
zusetzen.
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(2) Leistungen der Unfallversicherung nach
diesem Bundesgesetz ruhen mit dem Betrag, der
von einem Träger der Sozialversicherung oder
einer anderen Stelle außerhalb des Gebietes der
Republik Österreich oder von einer im § 6
Abs. 4 lit. a genannten Stelle wegen eines Arbeits-
unfalles oder einer Berufskrankheit an den
Leistungsberechtigten gezahlt wird, vorausgesetzt,
daß es sich um denselben die Leistung bewirken-
den Grund handelt.

(3) Der Anspruchsberechtigte hat dem die
Leistung nach diesem Bundesgesetz erbringenden
Versicherungsträger die Gewährung einer Lei-
stung von einer anderen Stelle im Sinne der
Abs. 1 und 2 zu melden.

Neufes ts te l lung von Ansprüchen.

§ 17. Werden Zeiten nach § 6 Abs. 1 bis 3,
die bereits einer Leistung der Pensionsversiche-
rung zugrunde gelegt sind, bei der Feststellung
eines Ruhe(Versorgungs)genusses durch eine der
im § 6 Abs. 4 lit. a genannten Stellen beitragsfrei
angerechnet oder sonst berücksichtigt, so ist der
Anspruch aus der Pensionsversicherung unter
Außerachtlassung der im Ruhe(Versorgungs)-
genuß berücksichtigten Zeiten neu festzustellen.
Die Neufeststellung wird mit Ablauf des zweiten
auf die Zustellung des Bescheides folgenden
Kalendermonates wirksam.

Vorschüsse auf Rentenansprüche aus einer
Rentenvers icherung und auf Leistungs-
ansprüche aus einer Unfallversicherung.

§ 18. (1) Auf Rentenansprüche aus einer
ausländischen Rentenversicherung und auf Lei-
stungsansprüche aus einer ausländischen Unfall-
versicherung können die Versicherungsträger an
österreichische Staatsbürger in Fällen einer be-
sonderen sozialen Berücksichtigungswürdigkeit
Vorschüsse gewähren, wenn der Berechtigte
im Falle seines Wohnsitzes im Gebiete des
betreffenden Staates Anspruch auf eine solche
Leistung hätte, die Leistung aber mit Rücksicht
auf den Wohnsitz des Berechtigten in der Re-
publik Österreich nicht gewährt wird und sich
aus der Anwendung dieses Bundesgesetzes kein
Leistungsanspruch ergibt.

(2) Vorschüsse nach Abs. 1 dürfen den Betrag
nicht überschreiten, der im einzelnen Fall bei
Anwendung der Vorschriften über die Ge-
währung von Ausgleichszulagen als Richtsatz
gelten würde.

(3) Die Empfänger von Vorschüssen nach
Abs. 1 auf Rentenansprüche aus einer Renten-
versicherung im Ausland unterliegen den Be-
stimmungen über die Krankenversicherung der
Rentner; die Empfänger von Vorschüssen auf
Rentenansprüche aus einer Unfallversicherung

im Ausland unterliegen den Bestimmungen über
die Krankenversicherung von Beziehern einer
Rente aus der Unfallversicherung.

(4) Die Gewährung von Vorschüssen nach
Abs. 1 bedarf der vorherigen Zustimmung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen.

(5) Der Aufwand an Vorschüssen gemäß Abs. 1
und der die Pensions- und die Unfallversicherungs-
träger belastende Aufwand für die Kranken-
versicherung der Vorschußempfänger gemäß,
Abs. 3 ist den Versicherungsträgern vom Bund
zu ersetzen.

ABSCHNITT V.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

Sonderbes t immungen
über Bei t ragsgrundlagen.

§ 19. Bei Bemessung von Renten für die
Zeit vor dem 1. Jänner 1961, auf welche die
Bestimmungen des Vierten Teiles des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes anzuwen-
den sind, gilt als Beitragsgrundlage für die nach
Art. 10 des Zweiten Abkommens zwischen der
Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland über Sozialversicherung, BGBl.
Nr. 250/1954, vorgemerkten Versicherungszeiten
das Sechsfache der im § 9 angeführten Beitrags-
grundlagen.

Wahrung von Leis tungsansprüchen.

§ 20. (1) Ist der Anspruch, der sich aus der
Anwendung dieses Bundesgesetzes ergeben
würde, geringer als der, welcher am 31. De-
zember 1960 gegeben ist, so gilt der Anspruch
an dem genannten Tage als Anspruch nach diesem
Bundesgesetz.

(2) Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn
der sich nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes ergebende Anspruch niedriger ist als
die bisher gewährte vorläufige Leistung.

Über le i tung von Leis tungen in Vor-
schüsse nach § 18.

§ 21. Sind Leistungen für einen vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gelegenen
Zeitraum von den Trägern der Pensionsversiche-
rung und der Unfallversicherung tatsächlich
erbracht worden und steht ihnen nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kein An-
spruch gegenüber, so können auch in solchen
Fällen Vorschüsse gemäß § 18 gewährt werden.
Bis zur Entscheidung über die Gewährung
eines Vorschusses gemäß § 18 ist die bisherige
Leistung weiterzugewähren.
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Gewährung, Fes ts te l lung und Neufest-
s tel lung von Leis tungen.

§ 22. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes gelten auch für Versicherungsfälle, die
vor seinem Inkrafttreten eingetreten sind.

(2) Leistungen, die am Tage des Inkrafttretens
des im §23 bezeichneten Finanz- und Ausgleichs-
vertrages bereits beantragt, aber noch nicht
festgestellt sind, sind nach Maßgabe dieses
Bundesgesetzes von dem Zeitpunkt an, in dem
die Voraussetzungen erfüllt sind, jedoch frühe-
stens vom 1. Jänner 1961 an, soweit aber Leistun-
gen auf Grund der Bestimmungen des § 19 fest-
zustellen sind, jedenfalls von dem Zeitpunkt
an, in dem die Voraussetzungen erfüllt sind, zu
gewähren. Leistungen, die am Tage des Inkraft-
tretens des Finanz- und Ausgleichsvertrages
bereits festgestellt sind, sind nach Maßgabe dieses
Bundesgesetzes auf Antrag neu festzustellen;
sie können auch von Amts wegen neu festgestellt
werden. Wird der Antrag auf Neufeststellung
binnen einem Jahr nach dem Inkrafttreten des
Finanz- und Ausgleichsvertrages gestellt, so ist
die Leistung ab dem Tage, an dem die Voraus-
setzungen erfüllt sind, frühestens ab 1. Jänner
1961 zu gewähren. Wird der Antrag auf Neu-
feststellung erst nach Ablauf dieser Frist gestellt,
so ist die Leistung mit Wirksamkeit von dem der
Antragstellung folgenden Monatsersten an neu
festzustellen. Im Falle der Neufeststellung von
Amts wegen gilt der Tag, an dem der Ver-
sicherungsträger das Verfahren einleitet, als Tag
der Antragstellung.

(3) Werden Leistungen binnen einem Jahr nach
dem Inkrafttreten des Finanz- und Ausgleichs-
vertrages beantragt, so werden sie ab dem
Zeitpunkt, in dem die Voraussetzungen erfüllt
sind, frühestens vom 1. Jänner 1961 an, gewährt,
es sei denn, daß ein Anspruch auf die Leistung
schon nach den bisherigen Bestimmungen ge-
geben gewesen wäre.

(4) Der Anwendung der Abs. 2 und 3 sowie des
§ 17 steht die Rechtskraft früherer Entscheidungen
nicht entgegen.

(5) Bei der Durchführung der Abs. 1 bis 4
kann der Ablauf von Verjährungs- oder Aus-
schlußfristen nicht geltend gemacht werden,
wenn die erforderlichen Anträge innerhalb einer
Frist von einem Jahr nach dem Inkrafttreten
des Finanz- und Ausgleichsvertrages gestellt
werden.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten
in der Unfallversicherung nur für Renten.

(7) Der Mehrbetrag, der sich in der Pensions-
versicherung aus der Anwendung der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes gegenüber der
Leistung am 31. Dezember 1960 ergibt, jedoch
mit Ausnahme des Mehrbetrages aus der An-
wendung der Bestimmung des § 19, gebührt

zu einem Drittel ab 1. Jänner 1961, zu zwei
Dritteln ab 1. Jänner 1962 und ab 1. Jänner 1963
in voller Höhe. Rentenberechtigten der Geburts-
jahrgänge 1876 und früher gebührt jedoch schon
ab 1. Jänner 1961, Rentenberechtigten des
Geburtsjahrganges 1877 ab 1. Jänner 1962 der
volle Mehrbetrag. Rentenberechtigten, die vor
dem 1. Jänner 1961 noch keine Leistung erhielten,
ist die nach diesem Bundesgesetz gebührende
Leistung ab 1. Jänner 1961 in voller Höhe
auszuzahlen.

Wirksamkei tsbeginn.

§ 23. Dieses Bundesgesetz tritt am Tage des
Inkrafttretens des Finanz- und Ausgleichsver-
trages zwischen der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland rückwirkend in
Kraft, und zwar hinsichtlich

a) der Bestimmung des § 19 mit 1. Jänner
1956,

b) der übrigen Bestimmungen mit 1. Jänner
1961.

Vorläufige Leistungen.

§ 24. Die Versicherungsträger können schon
ab dem Tage der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes in Fällen einer besonderen sozialen
Berücksichtigungswürdigkeit vorläufige Leistun-
gen bis zur Höhe der Leistung gewähren, die
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gebühren würde. Diese vorläufigen Leistungen
sind auf die gebührenden Leistungen anzu-
rechnen.

Vollz iehung.

§ 25. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung,
hinsichtlich der Bestimmungen der §§18 und 21
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Proksch Klaus

2 9 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 6. Dezember
1961 zur Wahrung der Gegenseitigkeit für
die Gewährung von Leistungen aus der
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rung gegenüber dem Vereinigten Königreich

von Großbritannien und Nordirland.

Auf Grund des § 37 Abs. 3 Z. 1 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsge-
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setzes, BGBl. Nr. 292/1957, wird mit Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nationalrates
verordnet:

§ 1. Ansprüche von Staatsangehörigen der
Republik Österreich und des Vereinigten König-
reichs von Großbritannien und Nordirland auf
Renten der Gewerblichen Selbständigen-Pen-
sionsversicherung aus den Versicherungsfällen
des Alters und des Todes mit Ausnahme der
Ansprüche auf Witwerrente und auf Abferti-
gung der Witwenrente ruhen nicht, wenn sich
der Anspruchsberechtigte im Gebiete des Ver-
einigten Königreichs aufhält.

§ 2. Ansprüche von Staatsangehörigen des
Vereinigten Königreichs von Großbritannien und
Nordirland auf die im § 1 bezeichneten Leistun-
gen ruhen bei Aufenthalt in einem anderen
Staat als dem Vereinigten Königreich nicht, wenn
der Versicherungsträger seine Zustimmung zum
Auslandsaufenthalt erteilt hat.

§ 3. Die Ausgleichszulage zu Renten aus der
Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz bleibt
bei der Gewährung von Leistungen nach dieser
Verordnung außer Betracht.

§ 4. Bei Anwendung dieser Verordnung sind
unter dem Gebiet des Vereinigten Königreichs
von Großbritannien und Nordirland nur Eng-
land, Schottland, Wales, Nordirland und die
Insel Man anzusehen.

Proksch

2 9 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 6. Dezember
1961 zur Wahrung der Gegenseitigkeit für
die Gewährung von Leistungen aus der land-
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherung
gegenüber dem Vereinigten Königreich von

Großbritannien und Nordirland.
Auf Grund des § 35 Abs. 3 Z. 1 des Landwirt-

schaftlichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr. 293/1957, wird mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates verordnet:

§ 1. Ansprüche von Staatsangehörigen der
Republik Österreich und des Vereinigten König-
reichs von Großbritannien und Nordirland auf
Renten der landwirtschaftlichen Zuschußrenten-
versicherung aus den Versicherungsfällen des
Alters und des Todes mit Ausnahme der An-
sprüche auf Witwerzuschußrente und auf Ab-
fertigung der Witwenzuschußrente ruhen nicht,
wenn sich der Anspruchsberechtigte im Gebiete
des Vereinigten Königreichs aufhält.

§ 2. Ansprüche von Staatsangehörigen des Ver-
einigten Königreichs von Großbritannien und
Nordirland auf die im § 1 bezeichneten Leistun-
gen ruhen bei Aufenthalt in einem anderen
Staat als dem Vereinigten Königreich nicht, wenn
der Versicherungsträger seine Zustimmung zum
Auslandsaufenthalt erteilt hat.

§ 3. Bei Anwendung dieser Verordnung sind
unter dem Gebiet des Vereinigten Königreichs
von Großbritannien und Nordirland nur Eng-
land, Schottland, Wales, Nordirland und die
Insel Man anzusehen.

Proksch


